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Amts Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 10. Marienwerder, den 10. März 1886. 


f Urkundlich unter Unſerer Hoöͤchſteigenhändigen 
Wir Wilhelm, r e Königlichen Inſiegel. 
- ; N egeben Berlin, den 3. Februar 1886. 

von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. | (L. 8.) Wilhelm. 

Nachdem die Vertretung des Kreiſes Tuchel, im! 995. von Puttkamer. von Scholz. 
Regierungsbezirke Marienwerder, auf den Kreistagen Privilegium wegen eventueller Ausfertigung 
am 6. Juni und 18. November 1885 beſchloſſen hat, auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine 
zur Deckung der Koſten verſchiedener neu erbauteri des Kreiſes Tuchel bis zum Betrage von 
Chauſſeen bei dem Reichs⸗Invalidenfonds ein Darlehn 150 000 Mark. 
in Höhe von 150000 Mark aufzunehmen, wollen Wir 


auf den Antrag der Kreisvertretung zu Tuchel Prov. Weſtpreußen. MN Marienwerder. 
5 Anleihe ein 
zu dieſem Zwecke auf Verlangen der Verwaltung 
des Reichs⸗Invalidenfonds bezw. deſſen Rechts⸗ Buchſtabe 115 e Mark 


Nachfolge j 1 i 

er e ne 5 Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privi⸗ 
hr chene, ſowohl Seitens der Oläus leglus vom g. Februar 1886 (Amtsblatt der Königl. 
iger, als auch Seitens des Schuldners unkünd⸗ Negterung zu Marienwerder 97 5 188 1 
bare Anleiheſcheine in einem Geſammt⸗Nenn⸗ z 16 8 und Geſetz-Sammlun fü ; 188 k En } 
betrage, welcher dem noch nicht getilgten Betrage Selte N 0 5 der In 
der Schuld gleichkommt, alſo von höͤchſtens Br ge 


150000 Mark ausftellen zu dürfen, Auf Grund des von dem Bezirks⸗Ausſchuſſe des 
— da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger Regierungs⸗Bezirks Marienwerder unter dem 3. Oktober 
noch des Schuldners etwas zu erinnern gefunden hat — 1885 beſtätigten Kreistagsbeſchluſſes des Kreiſes Tuchel 
in Gemäßheit des § 2 des Geſetzes vom 17. Juni vom 6. Juni deſſelben Jahres wegen Aufnahme einer 
1833 zur Ausſtellung von Anleiheſcheinen von höchſtens Schuld von 150000 Mark aus dem Reichs⸗Invaliden⸗ 
150000 M. in Buchſtaben: „Einhundertfünfzigtauſend fonds bekennt ſich der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Tuchel, 
Mark durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ Namens des Kreiſes, durch dieſen für jeden Inhaber 
herrliche Genehmigung ertheilen. Bes Schl ue i des 18 als auch Seitens 
g N s 5 des Schuldners unkündbaren Anleiheſchein zu einer Dar⸗ 
Die Anleiheſcheine find in Abſchnitten von 2000, e 
1000, 500 und 200 Mark nach der Beſtimmung des ee Mad Fr ek ne welche an 
Darleihers bezw. deſſen Rechts⸗Nachfolgers uber die Zahl Hundert jährlich nn inſen iſt PAR 
der Schuldſcheine jeder dieſer Gattungen nach dem an: Dis e 2 
h 5 7 8 ie Rückzahlung der ganzen Schuld von 150000 M. 
liegenden Muſter auszufertigen, mit vier vom Hundert erfolgt vom Jahre ab nach Maßgabe d 
jährlich zu verzinſen und mittelft Verlooſung vom Jahre en Tilgungsplanes aus 510 Tg Tilg ee 
= 5 ab e ee e 105 welcher jahrlich mit Einem vom Hundert des urſprüng⸗ 
9 0 1 S Zu Ei ” 8¹ . 92 N 11 lichen Schuldkapitals, unter Zuwachs der Zinſen von 
apitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten den getilgten S ldbeträ bildet wi 1 & 
Schul 2 5 | 70 „getilgten Schu eträgen, gebildet wird. Dem Kreiſe 
e de 1 1 ln: a ee bleibt jedoch das Necht vorbehalten, den Tilgungsfonds 
dieſer Anleiheſcheine die daraus hervorgehenden Rechte n höchstens fünf vom 
geltend zu machen befugt ift, ohne zu dem Nachweiſe Hundert des Nennwerthes des urſprünglichen Schuld⸗ 
der Uebertragung des Eigenthums verpflchtet zu fein. kapitals für jedes Jahr zu verſtärken. Die durch die 
a verſtärkte Tilgung erſparten Zinſen wachſen ebenfalls 
Durch vorftehenbes Privilegium, welches Wir den Tilgungsfonds zu. Die jährlichen Tilgungsbeträge 
vorbehaltlich der Rechte Dritter ertheilen, wird für die werden auf 500 bezw. 200 Mark abgerundet. Die 
Befriedigung der Inhaber der Anleiheſcheine eine Gewähr⸗ Folgeordnung der Einlöſung wird durch das Loos bes 
leiſtung Seitens des Staates nicht übernommen. ſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 18 ., 


Ausgegeben in Marienwerder am 11. März 1886. 


= 


ab im Monat 


jeden Jahres, die Auszahlung/und den ſtattgehabten Beſitz der Zinsſcheine durch Vor⸗ 


des Nennwerthes der ausgelooſten Stücke an dem auf zeigung des Anleiheſcheines oder ſonſt in glaubhafter 


die Auslooſung folgenden .. ten 

Die ausgelooſten Anleiheſcheine werden unter Be⸗ 
zeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, 
ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfol⸗ 
gen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekannt⸗ 
machung erfolgt ſpäteſtens ſechs, drei, zwei und einen 
Monat vor dem Fälligkeitstermine in dem Deutſchen 
Reichs⸗ und Königlich Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, in 
dem Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marien⸗ 
werder und in dem Tucheler Kreisblatt, oder in den 
an die Stelle dieſer Blätter tretenden Organen, außer⸗ 
dem in einem zu Berlin und in einem zu Danzig er⸗ 
ſcheinenden öffentlichen Blatte. 
teren Blätter eingehen, ſo wird von der Kreis vertretung 


Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der 
Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekom⸗ 
menen Zinsſcheine gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſem Anleiheſcheine ſind halbjährliche Zins⸗ 
ſcheine bis zum Schluſſe des ausgegeben; 
die ferneren Zinsſcheine werden für fünfjährige Zeit⸗ 
abſchnitte ausgegeben werden. Die Ausgabe einer neuen 
Reihe von Zinsſcheinen erfolgt bei den mit der Zins⸗ 
zahlung betrauten Stellen gegen Ablieferung der der 
älteren Zinsſcheinreihe beigedruckten Anweiſung. Beim 
Verluſte der Anweiſung erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinsſcheinreihe an den Inhaber des Anleihe⸗ 


Sollte eines dieſer letz- ſcheines, ſofern deſſen Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherung der hierdurch eingegangenen Ver⸗ 


mit Genehmigung des Königlichen Negierungs⸗Präſi⸗ pflichtungen haftet der Kreis Tuchel mit feinem gegen: 
denten zu Marienwerder ein anderes Blatt beſtimmtſ wärtigen und zukünftigen Vermögen und mit ſeiner 
und die Veränderung in dem Deutſchen Reichs- und Steuerkraft. 


Königlich Preußiſchen Staats⸗Anzeiger bekannt gemacht. 


Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung 


Durch die vorbezeichneten Blätter erfolgen auch unter unſerer Unterſchrift ertheilt. 


die ſonſtigen, dieſe Anleihe betreffenden Bekanntmachun⸗ 
gen, insbeſondere die Bezeichnung der Einlöſeſtellen für 
die Zinsſcheine und die ausgelooſten Anleiheſcheine. 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital 
zu entrichten iſt, wird es in halbjährlichen Terminen 
ee e e von heute 


„ * 


an gerechnet, mit vier vom Hundert jährlich in Reichs Prov. Weſtpreußen. 


münze verzinſt. 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals 
erfolgt gegen bloße Rückgabe der ausgegebenen Zins⸗ 


ſcheine beziehungsweiſes dieſes Anleiheſcheines bei der Buchſtabe. Nr. 


Kreiskommunalkaſſe in Tuchel und den in den vorge⸗ 
dachten Blättern bekannt gemachten Einlöſeſtellen in 
Berlin und Danzig, und zwar auch in der nach dem 
Eintritte des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mitſdeſſen Rückgabe am 


Tuchel, den 
Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Tuchel. 
Anmerkung: Die Anleiheſcheine ſind außer mit den 
Unterſchriften des Landraths und zweier Mitglie⸗ 
der des Kreis-Ausſchuſſes mit dem Siegel des 
Landraths zu versehen. 
Neg.: Bez. Marienwerder. 
Zinsſchein 


.. Reihe 
zum Anleiheſchein des e Tuchel. 
über 
Reichswährung zu vier vom Hundert Zinſen über 
„„ ee. 
Der Inhaber dieſes Zinsſcheines empfängt gegen 
ten und ſpäter⸗ 


den zur Empfangnahme des Kapitals eingereichten An- hin die Zinſen des vorbenannten Anleiheſcheins für das 


leiheſcheinen find auch die dazu gehörigen Zinsſcheine Halbjahr vom 
Für die mit (in Buchſtaben) 


der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzuliefern. 


bis .. ten 
Mark . . Pfennig bei 


2 ee 


rr 


fehlenden Zinsſcheine wird der Betrag vom Kapital der Kreis-Kommunalkaſſe zu Tuchel und bei den öffent: 


abgezogen. 


lich bekannt zu machenden Einlöſeſtellen in Berlin und 


Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb Danzig. 


dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht 
erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in weichem ſie fällig ge⸗ 


Tuchel, den .. ten 
Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Tuchel. 
Dieſer Zinsſchein iſt ungültig, wenn deſſen Geld⸗ 


worden, nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten betrag nicht innerhalb vier Jahren nach Ablauf des 


des Kreiſes Tuchel. 


Kalenderjahres der Fälligkeit erhoben wird. 


Das Aufgebot und die Kraftloserklärung verlo⸗ Anmerkung: Die Namensunterſchriften der Mitglieder 


rener oder vernichteter Anleiheſcheine erfolgt nach Vor⸗ 
ſchrift der 88 838 und flad. der Civil⸗Prozeß Ordnung 
für das Deutſche Reich vom 30. Januar 1877 (Reichs⸗ 
Geſetzblatt S. 83), bezw. nach § 20 des Ausführungs⸗ 
geſetzes zur Deutſchen Civilprozeß⸗Ordnung vom 24. März 
1879 (Geſetz⸗Sammlung Seite 281). 

Zinsſcheine können weder aufgebolen noch für 
kraftlos erklärt werden. Doch fol Demjenigen, welcher 


den Verluſt von Zinsſcheinen vor Ablauf der vierjäh⸗Buchſtabe .. Nr. 


rigen Veijährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet 


des Kreisausſchuſſes können mit Lettern oder 
Facſimile⸗Stempeln gedruckt werden, doch muß 
jeder Zinsſchein mit der eigenhändigen Namens⸗ 
Unterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


Prov. Weſtpreußen. Reg.⸗Bez. Marienwerder. 
wet) a 
zum Anleihefchein des Kreiſes Tuchel. 
.. über .. . Mk. Reichswährung. 
Der Inhaber dieſer Anweiſung empfängt gegen 


Ran 


deren Rückgabe zu dem obigen Anleiheſcheine die 
Reihe von Zinsſcheinen für die fünf Jahre vom . 
.. bis. ten 18 .. bei der 


. tejund einem Zuſchuſſe aus Kreismitteln von jährlich 
ten 300 Mark iſt erledigt. 


Geeignete Bewerber um dieſe Stelle werden hier⸗ 


Kreis⸗Konnmunalkaſſe zu Tuchel oder bei den öffentlich durch aufgefordert, ſich unter Einreichung der erforder: 


bekannt zu machenden Stellen in Berlin und Danzig, lichen Zeugniſſe 
ſofern nicht rechtzeitig von dem als ſolchen ſich auswei⸗ 15. 


ſenden Inhaber des Anleiheſcheines dagegen Widerſpruch 
erhoben wird. 

Tuchel, den .. ten 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Tuchel. 


und des Lebenslaufes bis zum 
April d. J. bei mir zu melden. 
Königsberg, den 1. März 1886. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Die mit einem jährlichen Gehalle von 600 Mark 


6) 


Anmerkung: Die Namensunterſchriften der Mitgliederfund einer Nemuneration von 300 Mk. aus Kreisſonds 
des Kreisausſchuſſes können mit Lettern oder dotirte Kreisthierarziſtelle des Kreiſes Sensburg iſt durch 
Facſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jede den Tod des bisherigen Inhabers erledigt. 


Anweiſung mit der eigenhändigen Namensunter⸗ 
ſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


Qualifizirte Bewerber wollen ihre Bewerbungs⸗ 
geſuche unter Beifügung ihrer Zeugniſſe und eines 


Die Anweiſung iſt zum Unterſchiede auf derſ[kurzen Lebenslaufes binnen 6 Wochen an mich einreichen. 


ganzen Blattbreite unter den beiden letzten Zins⸗ 
ſcheinen mit davon abweichenden Lettern in nach⸗ 
ſtehender Art abzudrucken. 


. ter Zinsſchein |. ter Zinsſchein 


Anweiſung 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden. 


1) Dieſer Nummer des Amtsblatts iſt eine Beilage, 
enthaltend das Revidirte Statut der Allgemeinen Nenten:, 
Kapital⸗ und Lebens Verſicherungsbank „Teutonia“ in 
Leipzig beigefügt, worauf hiermit aufmerkſam gemacht wird. 
Marienwerder, den 4. März 1886. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
2) Die Schule zu Lichtenhagen wird hierdurch von 
dem Schulauſſichtsbezirk 


Gumbinnen, den 4. März 1886. 
Der Regierungs⸗Präſident. 

7) Unter Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung 
vom 15. Dezember v. Is. bringen wir hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß, daß wir den zur Prüfung der 
Handarbeitslehrerinnen auf den 19. und 20. April cr. 
in der Viktoriaſchule hierſelbſt anberaumten Frühjahrs⸗ 
termin aufgehoben bezw. auf den 24. und 25. März 
d. J. verlegt haben. Der auf den 10. und 11. No⸗ 
vember d. J. anberaumte Herbſttermin bleibt unverändert 
beſtehen. 

Danzig, den 6. März 1886. 

Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 
Bekauntmachung, 

die Beſchädigung der Telegraphenanlagen betreffend. 

Die Reichs Telegraphenlinien find häufig vorſätz⸗ 
lichen oder fahrläſſigen Beſchädigungen, namentlich durch 
Zertrümmerung der Iſolatoren mittelſt Steinwürfe ac. 
ausgeſetzt. Da durch dieſen Unfug die Benutzung der 


Pr. Friedland abgetrennt und Telegraphenanſtalten verhindert oder geſtört wird, ſo 


fortan dem Aufſicptsbezirk Schlochau zugetheilt, dieſelbe wird hierdurch auf die durch das Strafgeſetzbuch für 
iſt ſomit dem Herrn Kreisſchulinſpektor Treichel inſdas Deutſche Reich feſtgeſetzten Strafen wegen dergleichen 


Schlochau unterſtellt. 
Marienwerder, den 22. Februar 1886. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


3) Dem Fräulein Hedwig Szafarkiewicz in 


Beſchädigungen aufmerkſam gemacht. 

Gleichzeitig wird bemerkt, daß Demjenigen, welcher 
die Thäter vorſätzlicher oder fahrläſſiger Beſchäbigungen 
der Telegraphenanlagen derart ermittelt und zur Anzeige 
bringt, daß dieſelben zum Erſatze und zur Strafe gezo⸗ 


Nawra iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk gen werden können, Belohnungen bis zur Höhe von 


als Hauslehrerin und Erzieherin zu fungiren. 
Marienwerder, den 24. Februar 1886. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
4) Dem jüdiſchen Kultusbeamten Marcus Oppen⸗ 
eimer in Pr. 


fünfzehn Mark in jedem einzelnen Falle aus den Fonds 
der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphen Verwaltung werden 
gezahlt werden. Dieſe Belohnungen werden auch dann 
bewilligt werden, wenn die Schuldigen wegen jugend⸗ 
lichen Alters oder wegen ſonſtiger perſönlicher Gründe 


Friedland iſt die Erlaubniß ertheilt, geſetzlich nicht haben beſtraft oder zum Erſatze heran⸗ 


an die in der Stadt Pr. Friedland und in deren Um⸗ gezogen werden konnen; desgleichen wenn die Beſchädi⸗ 
gegend wohnenden ſchulpflichtigen jüdiſchen Kinder den gung noch nicht wirklich ausgeführt, ſondern durch recht⸗ 


füdiſchen Religionsunterricht zu ertheilen. 
Marienwerder, den 28. Februar 1886. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


5) Die Kreisthierarztſtelle des Kreiſes Fiſchhauſen 


mit dem etatsmäßigen Gehalte von jährlich 600 Markl das 


1 


zeitiges Einſchreiten der zu belohnenden Perſon verhindert 
worden iſt, der gegen die Telegraphenanlage verübte 
Unfug aber ſoweit feſtſteht, daß die Beſtrafung des 
Schuldigen erfolgen kann. 
Die Beſtimmungen in dem Strafgeſetzbuche für 
Deutſche Reich lauten: 


— 60 — 


§ 317. Wer gegen eine zu öffentlichen Zwecken die⸗ Die Polizei⸗Behörden bz. Beamten werden erſucht, 
nende Telegraphenanſtalt vorſätzlich Handlungen bei in ihren Bezirken ſich vorfindenden Beſchädigungen 
begeht, welche die Benutzung dieſer Anſtalt verhin⸗ an Telegraphenanlagen zur Ermittelung der ſchuldigen 
dern oder ſtören, wird mit Gefängniß von Einem Perſonen ihre Mitwirkung gefälligſt eintreten zu laſſen. 


Monat bis zu drei Jahren beſtraft. Danzig, den 5. März 1886. 
§ 318. Wer gegen eine zu öffentlichen Zwecken die: Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
nende Telegraphenanſtalt fahrläſſigerweiſe Handlun⸗ In Vertretung: Bahr. 
gen begeht, welche die Benutzung dieſer Anſtalt ver⸗ 9) Bekanntmachung. 
hindern oder ſtören, wird mit Gefängniß bis zu Mit dem 15. März d. Js. tritt auf der Strecke 
Einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu neunhundert Graudenz⸗Jablonowo eine Aenderung ſämmtlicher Züge 
Mark beſtraft ꝛc. nach folgendem Fahrplan ein: 
g f 
Gemiſchter Zug | a e e e, Gemiſchter Zug 
641 J 643 [ 647 | 1 | 646 648 J 650 
Vorm. | Vorm. [Nachm. Vorm. Nachm.] Nachm. 
7.00 | 11.15 6.50 | Abf. Graudenz Ank. 10.39 3.57 | 10.28 
7.29 | 11.44 7.19 B Nitzwalde s 10.19 3.37 | 10.08 
7.48 | 12.03 7.38 s Melno 7 10.04 3.22 9.53 
8.10 | 12.25 | 8.00| » Lidenau Wpr. B 9.44 | 3.02 | 9.33 
8.19 | 12.34 8.09 . Fürſtenau ̃ 9.31 2.49 9.20 
8.37 1 12.52 8.27 I Ank. Jablonowo Abf. 9.12 2.30 9 01 
Die Rückfahrtszeiten (rechts) find von unten nach oben zu leſen. 
Bromberg, den 2. März 1886. Königliche Eiſenbahn⸗Direltion. 
10) Bekanutmachung. 11) Bekauntmachung. 
Am 15. März 1886 tritt der Nachtrag IV. zum Die Inhaber 4% prozentiger Priorität = Oblis 
Staatsbahn⸗Güter⸗Tarif Bromberg⸗Breslau in Kraft. gationen 
Derſelbe enthält: a) der en Eiſenbahn Lit. G. u H., 
. ai „„ ferner der Emiſſion von 1874, der Emiſſion von 
1. Ergänzungen EV eo 1 Spezial⸗Beſtim⸗ 1880 und der Neiße⸗Brieger Prioritäts⸗Obliga⸗ 
mungen zum Betriebs⸗Reglement, tionen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, 


2. Aenderung der Vorbemerkungen bezüglich der Ab⸗ 8 „ Schweid nig ; 
ferligungsbefugniſſe einzelner Halteſtellen, 5 > SR a; er eee 


erna eilen Erlen ara Aue) a he Bleche va d 
Guhrau, Kaltebortſchen, Mokr und Saborwitz hinſichtlich welcher das durch die Bekanntmachung 
5 en Berufs en 1221 des Herrn 1 6 vom en, ur 

PEN ’ 3 auf Grund des Geſetzes vom 8. Mai d. Js. 

4. . un Aenderung des Ausnahmetarifs 1 (G.⸗S. S. 117) erfolgte Angebot der dn 
Tun %, Bm AU e des Zinsfußes dieſer Obligationen auf 4 pCt. 

> e e 55 mn als angenommen zu gelten hat, werden hierdurch 

8 » y 7 . io h 

FE Suulenn| S2flet, ‚ür Diigtns, ni dan am 
ie 5 für Holz, europ., des Spezial⸗ und den Talons vom 1. Dezember d. Js. ab 

5 Aufhebung der Frachtſäte des Ausnahmetarifs 7 in den Vormiltagsſtunden von 9 bis 12 Uhr 

; für Flachs im Verkehr mit Güldenboden nein behufs Abſtempelung auf den ermäßigten Zins⸗ 
80. April er ! ö fuß, ſowie Empfangnahme der neuen 1880 . 

* 4 l i Zi © mar a 2 

8. Aenderung der Schreibweiſe von Stationsnamen me e Yen ee * 


und Berichtigungen des Manage Mn in Breslau bei unſerer Haupt⸗Kaſſe, Effekten⸗Verwaltung, 

Die unter 4 bezeichnete Erweiterung und Aenderung in Altona, Berlin, Braunſchweig, Bromberg, Elberfeld, 

des Ausnahmetarifs für Getreide ꝛc. iſt bereits am Erfurt, Frankfurt a. M., Hannover, Köln, Magde⸗ 

16. Dezember pr. veröffentlicht und in Kraft getreten. burg bei den Königkichen Eiſenbahn⸗Hauptkaſſen, 

Exemplare dieſes Nachtrags find durch Vermitte- in Danzig, Hamburg, Königsberg, Stettin, Glogau, 

lung unſerer Billet⸗Expeditionen zu beziehen. Kattowiß, Neiße, Oppeln, Poſen und Ratibor bei 
Bromberg, den 3. März 1886. den Königlichen Eiſenbahn⸗Betriebskaſſen. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion, | Die Obligationen find getrennt nach den Bahnen 

als geſchäftsführende Verwaltung. und ſonſtigen Unterſcheidungs Beziehungen je für ſich 


fun 


nebſt den am 1. April 1886 noch nicht fälligen 
Zins⸗Kupons und den Talons, 
b. vom 1. April 1886 ab: 

1. die 5 prozentigen Prioritäts⸗ Obligationen der 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn⸗Ge⸗ 
ſellſchaft von 1876 mit Talons und 

2. die 5 prozentigen Priorität » Obligationen ber: 
ſelben Geſellſchaft Emiſſion von 1879 nebſt den 
am 1. Oktober 1886 noch nicht fälligen Zins⸗ 
Kupons und den Talons, 

behufs Abſtempelung auf vier Prozent Zinſen und 
Erhebung der neuen Zinskupons einzureichen ſind. 
Breslau, den 21. Januar 1886. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
12) Bekanntmachung. 

Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß, 
durch die vorgenannten Annahmeſtellen vom 25. No- daß der im dieſſeitigen Kreiſe belegene Bachottek⸗See in 
vember d. J. ab unentgeltlich verabfolgt und können Folge Beſchluſſes des Kreis⸗Aus ſchuſſes vom 12. Fe⸗ 
Verzeichniſſe in anderer Form nicht angenommen werden. bruar 1886 — Nr. 677 K. A. — von dem forſtfis⸗ 

Ueber die abgegebenen Werthpapiere erhalten dieſkaliſchen Gutsbezirk Wilhelms berg abgezweigt und dem 
Einlieferer eine Empfangsbeſcheinigung, gegen deren Gutsbezirk Bachottek zugelegt worden iſt. 

Ablieferung unter gleichzeitiger Ausſtellung einer Quit⸗ Strasburg, den 25. Februar 1886. 

tung über den Rückempfang die abgeſtempelten Obliga⸗ Der Kreis⸗Ausſchuß. 

tionen mit den neuen Kuponsbogen ausgehändigt werden. 13) Bekanntmachung. 

Sobald die Werthpapiere zur Abhebung bereit liegen, Für das Sommer ⸗Semeſter 1886 findet bei der 
werden die Einlieferer portopflichtig benachrichtigt. hieſigen Univerfität die Immatrikulation der Studiren⸗ 

Den auswärtigen Einlieferern wird eine Empfangs⸗ den, der Pharmazeuten, der Landwirthe und ber ans 
beſcheinigung nur auf Verlangen überſandt, andernfallsinehenten Zahnärzte vom 
erhalten dieſelben nach ſtattgehabter Prüfung und Ab⸗ 20. April bis inel. 1. Mai er., von 
ſtempelung der eingeſandten Werthpapiere ein ausge 4 bis 5 Uhr Nachmittags 
fülltes Formular für die über den Rückempfang auszu⸗ im Univerſitätsgebäude ftatt und nachträgliche Imma⸗ 
ſtellende Quittung übermittelt, welches von denſelben trikulationen dürfen ohne höhere Genehmigung nur bis 
mit Unlerſchrift zu verſehen und wieder zurückzuſenden zum 25. Mai er. iuel. erfolgen. 
iſt, wogegen ihnen alsdann die abgeſtempelten Werth⸗ Das Nähere darüber enthält ein Anſchlag am 
papiere mit den neuen Kupons überſandt werden. Die ſſchwarzen Brett der Univerfität. 

Ueberſendung erfolgt unter voller Werthangabe, wenn Königsberg i. Pr., den 1. März 1886. 
nicht eine geringere Bewerthung ausdrücktich vorgeſchrie⸗ Königlicher akademiſcher Senat. 
ben worden iſt. 14) Bekanntmachung. 

Fehlen bei Abgabe der Obligationen Zinskupons, Die Kurſe für Lehrer in der Obſtbaumzucht finden 
ſo muß der volle Werth derſelben vor Wiederaushändi⸗ in dieſem Jahre am Königlichen pomologiſchen Inſtitut 
gung der Obligationen baar eingezahlt werden. Eine zu Proskau in Schleſien 
Einbehaltung der entſprechenden Zinskupons der neuen vom 5. bis einſchließlich 20. April, 
Zinsſcheinreihe kann nicht erfolgen. el : 31. Juli, 

Breslau, den 11. November 1885. 5 = 9. Oktober ftatt. 

Königliche Eiſenbahn⸗ Direktion. Der Unterricht wird unentgeltlich ertheilt, jed ch 

Vorſtehende Bekanntmachung wird mit dem Hin⸗ haben die Theilnehmer für ihre Unterkunft und Beköſti⸗ 
zufügen wiederholt, daß in Beobachtung der nämlichen gung ſelbſt zu ſorgen. 
geſſemmungen in gleicher Weiſe und bei denſelben Proskau, den 25. Februar 1886. 


mit einem Nummern⸗Verzeichniß abzugeben bezw. ein⸗ 
zuſenden. In dem Verzeichniß müſſen die Obligationen 
nach der Nummernfolge und den Werthabſchnitten geord⸗ 
net aufgeführt werden. Die Geſammt⸗Stückzahl und 
der Geſammt⸗Betrag jeder Werthsgattung, ſowie die 
Nummern und die Stückzahl fehlender Kupons nebſt 
dem Werthe dieſer im Einzelnen und im Ganzen ſind 
anzugeben. Die Werthpapiere müſſen gleichfalls nach 
der Nummerfolge geordnet ſein, auch ſind die Obliga⸗ 
tionen und die Kupons, je für ſich getrennt, nach der 
Werthsgattung mit einem Papierbande zu umſchließen, 
auf welchem die Stückzahl anzugeben iſt. 

Obligationen, welche außer Kurs geſetzt ſind, be⸗ 
dürfen behufs der Abſtempelung der Wiederinkurs⸗ 
ſetzung nicht. 

Formulare zu den Nummern Verzeichniſſen werden 


daſſen: | Der Direktor. 
a. vom 1. März 1886 ab: Stoll. 
1. 8 5.5 prozentigen Prioritäts⸗ Obligationen 
it. P. I. Emiſſion und Lit. F. II. Emiſſion : 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, ) 15) Perſonal⸗Chronik. 

2. die In prozentigen Brioritäts = Obligationen Die Wahl des Lehrers Theodor Sieg zum 
Lib. H. und Lit. J. der Breslau⸗Schweidnitz⸗Bürgermeiſter der Stadt Krojanke iſt beſtätigt. 
Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, Der Ad miniſtrator Grabow zu Grunau iſt zum 

3. die 4¼prozentigen Prioritäts⸗Obligationen der Amtsvorſteher des Amtsbezirks Grunau, Kreis Flatow, 
Oels⸗Gneſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, ernannt. 
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Der Gutsverwalter v. Körber zu Adl. Gr. Plowenz III. Zugelaſſen: 11) der Rechtsanwalt Eggebrecht 


iſt zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers des Amts⸗ 
bezirks Neudorf Kreis Strasburg ernannt. 


Die Lokalaufſicht über die Schule zu Karbowo, 
Kreis Strasburg Wpr., iſt dem Pfarrer Haß in Stras⸗ 


burg übertragen. 

Die Lokalaufſicht über die Schule zu Zmiewo, 
Kreis Strasburg, iſt dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Bajohr in Strasburg übertragen und der bisherige 
Lokalſchulinſpektor, Pfarrer Haß in Strasburg, von 
dieſem Amte entbunden worden. 

Der Seminarlehrer Alexander Jablonski iſt 
zum unbeſoldeten Rathmann in der Stadt Tuchel ge⸗ 
wählt und iſt dieſe Wahl beſtätigt. 


Perſonal⸗Veränderungen im Departement des 
Königl. Oberlandesgerihts zu Marienwerder 
pro Monat Februar 1886. 

I. Ernannt: 1) der Rechtskandidat Krauſe zum Re: 
ferendarius. 
Lautenburg zur Beſchäftigung überwieſen, 

2) der diätariſche Gerichtsſchreibergehilfe Bara⸗ 
nowski zum Gerichtsſchreiber bei dem Amtsge⸗ 
richte zu Schlochau, 

3) der Gerichtsvollzieher Wernicke zu Neumark zum 
Gerichtsſchreiber bei dem Landgerichte zu Thorn, 

4) der Militäranwärter Dumke zum Gerichts⸗ 
ſchreibergehülfen bei dem Landgerichte zu Graudenz, 

5) der Hilfsgefangenaufſeher Auſchrat zum Ge⸗ 
fangenaufſeher bei dem Juſtizgefängniß in Konitz. 


II. Verſetzt: 6) der Amtsrichter Hahn zu Flatow als 
Landrichter an das Landgericht zu Graudenz, 
7) der Amtsrichter Bergmann in Schwetz in gleicher 
Amtseigenſchaft an das Amtsgericht zu Wriezen a. O., 
8) der Gerichtsſchreiber Kannenberg zu Thorn in 
gleicher Dienſteigenſchaft an das Amtsgericht zu 
Konitz, 
9) der Gerichtsſchreiber Milanowski zu Schlochau 


in gleicher Dienſteigenſchaft an das Amtsgericht 


zu Elbing, 

10) der Gefangenaufſeher Koſin zu Strasburg in 
gleicher Dienſteigenſchaft an das Amtsgericht zu 
Neuſtadt Wpr. 


Derſelbe iſt dem Amtsgerichte zu 


zu Konitz zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Amts⸗ 
gericht zu Konitz, 

12) der Gerichtsaſſeſſor Otterski zu Thorn zur 
Rechtsanwaltſchaft bei dem Landgericht I. zu 
Berlin. . 

IV. Entlaſſen: 13) der Referendarius Szallies zu 
Thorn auf ſeinen Antrag aus dem Juſtizdienſte. 

V. Penſionirt: 14) der Gerichtsſchreiber Gierlowski 
zu Löbau, 

VI. Geſtorben: 15) der Landgerichts⸗Rath Oloff zu 
Thorn, 

16) der Gerichtsſchreiber Heyſe zu Graudenz. 

Verſetzt ſind: der Poſtmeiſter Hippke von Lauten⸗ 
burg (Wpr.) nach Berlin, der Poſtſekretär Scheffler 
von Marienwerder nach Elbing, der Poſtaſſiſtent Klein 
von Culm nach Danzig. 

Der Poſtmeiſter Müller in Roſenberg (Wpr.) 
iſt geſtorben. 


16) 


Erledigte Schulſtellen. 


Die Schullehrerſtelle zu Ziethen, Kreiſes 
Schlochau, wird zum 1. April d. J. erledigt. Lehrer 
evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewer⸗ 
ben wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeug⸗ 
niſſe, bei dem Gutsvorſtande zu Ziethen zu melden. 

Die 2. Schullehrerſtelle zu Run dewieſe wird 
zum 1. April cr. erledigt. Lehrer evangeliſcher Kon⸗ 
feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 
ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Ritter⸗ 
gutsbeſitzer Herrn Ebers zu Rundewieſe zu melden. 

Die 1. Schullehrerſtelle zu Königlich Dom⸗ 
browken wird zum 1. April cr. erledigt. Lehrer 
katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 
wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, 
bei dem Königlichen Kreisſchulinſpktor Herrn Dr. Kap: 
hahn zu Graudenz zu melden. 

Die 3. Schullehrerſtelle zu Siemon wird zum 
1. April cr. erledigt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, 
welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter 
Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Patron der Schule 
Herrn Pfarrer Schmeja zu Thorn zu melden. 
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Extra⸗Beilage zum Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


A Dem, dem angebefteten notariellen Protocolle beigefügten, 
Nevidirten (nenen) Statnte der Allgemeinen Renten- 


in der Generalverſammlung vom 18. September cr. angenommenen 
apital⸗ und Lebensverſicherungsbank Teutonia in Leipzig 


wird die in der Conceſſion zum Geſchäftsbetriebe in Preußen vom 24. Juni 1861 vorbehaltene Genehmigung hierdurch ertheilt. 


Berlin, den 4. Dezember 1885. 


ehmigungs⸗Urkunde. 
1. A. 9724. 


(L. 


Gen 


Der Minifter des Innern. 


8.) 
Im Auftrage: gez.: v. Zaſtrow. 


Zlevidirtes Statut der Allgemeinen Renken - Capital- und Lebens verſicherungshank TEUTONIA in Seipjig. 


(Eingetragen in das Handelsregiſter des Königl. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 1. Die unter der Firma: „Allgemeine Renten- Capital- und 
Lebensverſicherungsbank Teutonia“ begründete Actiengeſellſchaft 
hat ihren Sitz in Leipzig. § 2. Gegenſtand des Geſellſchaftsunter⸗ 
nehmens iſt: Verſicherungen auf Renten und Capitale für Vorfälle 
des menſchlichen Lebens, welche der Wahrſcheinlichkeitsrechnung unter⸗ 
worfen werden konnen, zu übernehmen. 8 3. Das Grundcapital 
betragt 600 000 Thaler aleich 1800 000 Mark in Actien zu je 
1000 Thaler gleich 3000 Mark. Auf Verlangen kann jede Aectie in 
zwei Actienantheile zu 500 Thaler gleich 1500 Mark getheilt werden. 
Die Actien find in fortlaufender Nummer ausgefertigt, je zwei Netien- 
anibeile unter derſelben Nummer mit der Bezeichnung a und 
Durch Beſchluß der Generalverſammlung kann das Grundcapital 
vergrößert werden. § 4. Die Actien lauten auf den Namen und 
können nur mit 
dem Aufſichtsrathe auf Andere übertragen werden. Sie werden in 
Raten, in Gemäßheit der deshalb zu erlaſſenden öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen, eingezahlt. Zu Zahlung des auf die Actie noch nicht 
eingezahlten Betrages hat ſich der Actionär durch Vollziehung eines 
eu vom Vorſtande vorzulegenden Schuldſcheines zu verpflichten. 
Wenn eine Einzahlung zur Deckung der von der Bank übernommenen, 
aus Verſicherungsverträgen hervorgegangenen Verbindlichkeiten er⸗ 
forderlich ift, hat der Vorſtand im Einvernehmen mit dem Auffichts- 
rathe dieſelbe bis zur erforderlichen Höhe auszuſchreiben. Außerdem 
können Einzahlungen nur durch Beſchluß der Generalverſammlung 
angeordnet werden. § 5. Die Einzahlungen ſind bis zum Ablaufe 
der in der Bekanntmachung geſtellten Friſt, bei Vermeidung des 
Verluſtes aller Rechte aus der Aktie, einſchließlich der Anſprüche auf 
die bereits geleiſteten „Zahlungen, baar und koſtenfrei, gegen Quittung 
an die Geſellſchaft zi bewirken. § 6. Wenn ein Actionär feinen 
Wohnort verandert, ſo hat er ſolches dem Vorſtande der Geſellſchaft 
mit beſtimmter Angabe ſeiner neuen Adreſſe anzuzeigen. Unterläßt 
er dies, ſo iſt die an ihn nach ſeinem bisherigen Wohnorte adreſſirte 
und auf die Poſt gegebene Zufertigung der Geſellſchaft als inſinuirt 
anzuſehen. § 7. a) Unter Lebenden wird das Eigenthum einer 
Ackie durch ſchriftliche, auf der Rückſeite derſelben abgegebene Er⸗ 
klärung des zeitigen Eigenthümers auf den neuen Erwerber über⸗ 
tragen. b) Nach dem Tode eines Actionärs iſt von deſſen Erben 
binnen ſechs Monaten von Zeit des Ablebens ab, bei Vermeidung des 
Berluſtes aller Rechte aus der Actie, einſchließlich des Anſpruches auf 
die bereits geleiſteten Einzahlungen, ſchriftlich diejenige Perſon, auf 
welche die Rechte eines Actionärs der Teutonia übergehen ſollen, 
dem Vorſtande zu benennen. c) Im Falle des gerichtlichen Con- 
curſes zu dem Vermögen oder zu dem Nachlaſſe eines Actionärs hat 
ar Concursvertreter binnen 6 Monaten von dem Tage der Eröffnung des 
Loncurſes ab bei Vermeidung des oben ad b) angedrohten Rechtsnach 
. die Perſon zu bezeichnen, welche fortan als Actionär der 
ni gelten ſoll. Alle Uebertragungen von Aetien find jedoch 
aa under gültig, als bis die Genehmigung des Vorſtandes zur Ueber⸗ 
ine a 4 der Actie vermerkt und vom neuen Erwerber der ihm 
eg worden rückſtändigen Betrages vorgelegte Schuldſchein voll⸗ 
zogen 1 ‘ft In den Fällen sub b) und e) iſt der Vorſtand 
berechtigt, Nerlähackteintritt des angedrohten Rechtsverluſtes und 
e eine 15 55 Peine der geordneten Friſten auszuſprechen. 8 8. 
Der Vorſtand darf die Aetien, bezüglich welcher der Rechtsverluſt 
G5 und § 7, b. c.) eingetreten ift, beziehentlich die an deren Stelle 
neu auögefertigten Actien für Rechnung der Geſellſchaft verkaufen 
laſſen. Zur Abwendung des $ 5 und § 7 b. c. angedrohten Rechts⸗ 
verluſtes ſteht dem Betroffenen frei, Berufung an die Generalver⸗ 
Jamınlung anzumelden. Dieſe Berufung muß aber binnen drei 
Monaten nach Ablauf der Präcluſivfriſt oder nach Zufertigung des 
Bescheides des Vorſtandes bei dieſem angezeigt werden. § 9. Caſſen⸗ 
vorräthe ſind baldmöglichſt werbend anzulegen, im Allgemeinen ſo, 
daß mindeſtens die 0 


2 


b. | Hat, 


Bewilligung des Vorſtandes im Einvernehmen mit FI 


Amtsgerichtes zu Leipzig am 17. Oktober 1885.) 


Halbjahres flüſſig gemacht werden kann, und in ſolcher Weiſe, wie 
nach den Landesgeſetzen Mündelgelder angelegt werden müſſen. Einer 
derartigen Capitalanlage iſt es gleich zu achten, wenn Verſicherungs—⸗ 
ſcheine der Geſellſchaft bis zur Höhe des Zeitwerths, Staatspapiere 
und andere ihnen gleich zu achtende Creditpapiere beliehen oder an⸗ 
gekauft, ſowie wenn, jedoch höchſtens bis zum zehnten Theile des 
Beſtandes des Zeitwerth⸗Capitals, Wechſel discontirt werden, welche 
nicht länger als 90 Tage zu laufen haben und welche mit einem 
Giro auf die Bank verſehen mindeſtens drei ſolide wechſelmäßig Ver⸗ 
pflichtete als Garanten haben. Eine unter vorſtehende Kategorien 
nicht fallende Anlegung von Geldern der Geſellſchaft ſoll nur dann 
ſtattfinden, wenn der Aufſichtsrath dieſelbe einſtimmig genehmigt 
§ 10. Nach Ablauf jedes Geſchäftsjahres, welches mit dem 
1. Januar beginnt und mit dem 31. Dezember endet, iſt die Bilanz 
gemäß der 'geſetzlichen Beſtimmungen (Art. 239 b u. Art. 185 a d. 
„G. B.) aufzunehmen. Zu dieſem Zwecke wird durch einen ver⸗ 
pflichteten Rechnungsverſtändigen nach der Wahrſcheinlichkeitsrechnung 
die Summe der Zeitwerthe ſämmtlicher beſtehenden Verſicherungen, 
ſowie die Prämienreſerve berechnet. Der ſich hierbei ergebende Be⸗ 
trag wird unter die Paſſiva geſtellt. Die caleulatoriſche Prüfung 
der Bücher der Geſellſchaft nebſt den Rechnungsbelegen iſt von einem 
vom Aufſichtsrathe beſtellten Reviſor vorzunehmen. Der in der 
Bilanz ſich ergebende Ueberſchuß der Activen über die Paſſiven bil⸗ 
det den Jahresgewinn der Bank. § 11. Von dem Jahresgewinne 
werden zunächſt 15 Prozent, wenigſtens aber 6000 Mark, in den 
Reſervefonds für außerordentliche Fälle, bis dieſer die $ 12 gedachte 
Höhe erreicht hat, zurückgelegt. Von dem hiernach verbleibenden 
Reingewinn erhalten nach Abzug der Tantiͤmen (8 32 und 35) und 
ſoweit die Generalverſammlung wegen deſſen Verwendung im In⸗ 
tereſſe der Geſellſchaft nicht anderweite Beichlüffe faßt, zunächſt die 
Actionäre bis fünf vom Hundert des auf die Actien eingezahlten 
Capitales, der Mehrbetrag aber wird mit drei Zehntheilen an die 
Actionäre und mit ſteben Zehntheilen an die durch Vorſtand und 
Aufſichtsrath bezeichneten Lebensverſicherungen unter den von dieſen 
Organen feſtgeſtellten Bedingungen als Dividende vertheilt. Divi⸗ 
denden, welche innerhalb dreier Jahre von dem Tage der Fälligkeit 
ab nicht erhoben ſind, verfallen in das Eigenthum der Geſellſchaft. 
8 12. Der bis zur Höhe von 100 000 Thaler gleich 300 000 Mark 
anzuſammelnde Reſervefonds für außerordentliche Falle, über welchen 
beſondere Rechnung zu führen iſt, deſſen Zinſen aber der Geſellſchaft 
zu Gute gehen, iſt dazu beſtimmt, außerordentliche Verluſte, welche 
die Jahresrechnung ergiebt, zu decken. Die Generalverſammlung 
iſt berechtigt eine Vermehrung des Reſervefonds bis zu der ihr er⸗ 
forderlich ſcheinenden Höhe zu beſchließen. § 13. Die von der Ge⸗ 
ſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen ſollen durch deu Deutſchen 
Reichsanzeiger ſowie durch das Leipziger Tageblatt, durch die Berliner 
Börſenzeitung und durch den Berliner Börſen⸗Courier veröffentlicht 
werden. Wenn ein oder mehrere Geſellſchaftsblätter eingehen, un: 
zugänglich werden, oder die Aufnahme verweigern, ſo genügt die 
Bekanntmachung im Deutſchen Reichsanzeiger. Die Bekanntmachungen 
erfolgen durch die hierzu zuſtändigen Organe in derjenigen Form, 
welche für Urkunden und Erklärungen der Letzteren vorgeſchrieben iſt. 


II. Organiſation. 


§ 14. Die Organe der Geſellſchaft find: A. die Generalverſammlung, 
B. der Aufſichtsrath, C. der Vorſtand. A. Generalverſammlung. 
§ 15. Generalverſammlungen werden in Leipzig abgehalten: die 
ordentlichen alljährlich einmal innerhalb der erſten ſechs Monate 
nach Ablauf eines Rechnungsjahres; die außerordentlichen, ſo⸗ 
bald der Aufſichtsrath oder der Borſtand ſie beſchloſſen, oder eine 
Anzahl von Actionären, deren Antheile zuſammen den zwanzigſten 
Theil des Grundcapitals darſtellen, eine ſolche bei dem Vorſtande 
beantragt hat. § 16. Die Einladung zur Generalverſammlung durch 


älfte des Zeitwerthcapitals innerhalb eines öffentliche Bekanntmachung hat vom Vorſtande in der vorgeſchriebenen 


Form d. h. in folgender Faſſung: „Allgemeine Renten: Capital- und 
Lebensverſicherungsbank Teutonia. Der Vorſtand.“ auszugehen 
und muß in den § 13 genannten Blättern ſo abgedruckt werden, daß 
zwiſchen ihr und dem Tage der Verſammlung mindeſtens 14 Tage 
inneliegen. Der Zweck der Generalverſammlung (Tagesordnung) 
iſt jederzeit bei der Berufung bekannt zu machen. § 17. An der 
Generalverſammlung iſt Jeder theilzunehmen berechtigt, welcher mit 
einer Actie oder einem Actienantheile in das Actienbuch der Geſell⸗ 
ſchaft eingetragen iſt und ſich vor dem mit Prüfung der Legitimation 
beauftragten Notar über ſeine Perſon ausgewieſen hat. Bevoll⸗ 
mächtigte werden, wenn ſie ohnehin für ihre Perſon zur Theilnahme 
an der Generalverſammlung berechtigt ſind, für ihre Mandanten 
zugelaſſen; doch darf kein Bevollmächtigter mehr als Einen Actionär 
vertreten. Ehemänner haben für ihre Frauen, legitimirte Curatoren, 
Vormünder und Vorſtände von juriſtiſchen Perſonen für Diejenigen, 
deren Intereſſe ſie zu vertreten berufen ſind, Zutritt zur General⸗ 
verſammlung. 8 18. Jede ganze Actie gewährt Eine Stimme; 
ebenſo gewähren je zwei einer Perſon gehörige Actienantheile Eine 
Stimme. § 19. Der Vorſitz und die Leitung der Verhandlungen 
der Generalverſammlung ſteht dem Vorſitzenden oder einem andern 
Mitgliede des Aufſichtsrathes zu. § 20. Es wird, wenn nicht die 
Generalverſammlung eine andere Modalität beſchließt, durch Stimm⸗ 
karten abgeſtimmt, welche den zur Generalverſammlung ſich einfin⸗ 
denden Actionären von dem Notar zu verabfolgen ſind und auf 
welchen die Zahl der repräſentirten Stimmen vermerkt iſt. § 21. 
Jede ſtatutengemäß einberufene Generalverſammlung iſt beſchluß⸗ 
fähig, ohne Rückſicht auf die Zahl der in ihr vertretenen Actien. 


Zu giltigen Beſchlüſſen tft Stimmenmehrheit nach der durch die Stimm: § 


karten der Anweſenden feſtgeſetzten Stimmenzahl erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Ergiebt 
ſich bei Wahlen im erſten Wahlgange keine abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit, ſo iſt zu einem zweiten Wahlgange zu verſchreiten, bei welchem 
relative Stimmenmehrheit entſcheidet. Im Falle der Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet das 2008. § 22. Beſchlüſſe wegen Aenderung der 
Statuten, ſowie wegen Mehrung des Grundcapitals erfordern zur 
Gültigkeit eine Mehrheit von 3/, des in der Generalverſammlung ver⸗ 
tretenen Grundcapitals (vergl. § 18). Der Beſchluß der Auflöſung 
der Geſellſchaft hat nur dann Gültigkeit, wenn er in zwei auf ein⸗ 
ander folgenden Generalverſammlungen mit Majorität von ¼ des 
vertretenen Grundcapitals (vergl. § 18) gefaßt iſt. § 23. Ueber 
die Betheiligung an der Generalverſammlung, deren Verhandlungen 
und Beſchlüſſe, iſt notarielles Protokoll aufzunehmen und nach Ber: 
leſung und Genehmigung von dem Vorſitzenden und mindeſtens drei 
Actionären zu vollziehen. § 24. Zur Competenz der Generalver⸗ 
ſammlung gehören: a) Aenderung der Statuten (vergl. § 22); b) Wahl 
der Mitglieder des Aufſichtsrathes (vergl. § 26) und Entlaſſung des 
letzteren; e) Beſchlußfaſſung in Folge des Berichtes des Auſſichts⸗ 
rathes über die Jahresrechnung, die Bilanz und die Vorſchläge zur 
Gewinnvertheilung (vergl. § 33, e); d) Erhöhung des Grundcapitals 
(vergl. 88 3 und 22); e) Auflöſung der Geſellſchaft (vergl. § 22); 
1) Wahl einer Neviſionscommiſſion (vergl. $ 39). Die über vor⸗ 


ſtehende Gegenſtände sub a—e gefaßten Beſchlüſſe find öffentlich 


bekannt zu machen. B. Aufſichtsrath. § 25. Der Auffichtsrath 
beſteht aus neun oder wenigſtens fünf Mitgliedern dergeſtalt, 
daß im Falle außerordentlichen Ausſcheidens einzelner Mitglieder 
die übrigen ſo lange, als deren noch fünf vorhanden ſind, den 
Aufſichtsrath bilden. 8 26. Von den Mitgliedern des Aufſichts⸗ 
rathes ſcheiden in ſich fortſetzendem Turnus in jeder ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung drei aus. Ueber die Reihenfolge des 
Ausſcheidens entscheidet die Amtsdauer, bis dahin, daß dieſe feſt⸗ 
ſteht, das Loos. Die Ausſcheidenden ſind ſofort wieder wählbar. 
Der Austritt ſteht jedem Mitgliede jederzeit frei, und erfolgt durch 
ſchriftliche Anzeige an den Vorſitzenden. § 27. Jeder Actionär, 
welcher im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte und ſelbſtſtandig it, 
namentlich nicht in einem Dienſtverhältniſſe zur Geſellſchaft ſteht, 
auch nicht an der Verwaltung, der Beauffihtigung oder dem Ge: 
ſchäftsbetriebe einer Concurrenzgeſellſchaft Theil nimmt, iſt wählbar. 
8 28. Ein Mitglied, welches die Wählbarkeit verliert, ift vom Auf⸗ 
ſichtsrathe ſofort zu entlaſſen. Ebenſo kann der Aufſichtsrath ein 
Mitglied ſeiner Funktion entheben, welches ſich einer mit den Inter⸗ 
eſſen und der Ehre der Bank nicht zu vereinigenden Handlungsweiſe 
ſchuldig gemacht hat. Zu einem ſolchen Beſchluſſe iſt erforderlich, 
daß in einer Sitzung, zu welcher ſämmtliche Mitglieder, mit Aus⸗ 
nahme des zuvor zu hörenden Betroffenen, unter Angabe des Ver⸗ 
handlungsgegenſtandes einzuladen find, die Anweſenden einſtimmig 
für die Entlaſſung ſich entſcheiden. In beiden vorgedachten Fällen 
iſt freiwillige Reſignation geſtattet. J 29. Alljährlich nach erfolgter 
Ergänzungswahl wählt der Aufſichtsrath aus ſeiner Mitte einen 
Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben. Erledigt ſich im 
Laufe des Jahres eine dieſer beiden Stellen, ſo iſt dieſelbe für die 
noch übrige Dauer des Jahres durch Wahl zu beſetzen. § 30. Die 


Nanten der gewählten Mitglieder des Aufſichtsrathes, wie des Vor⸗ 
ſitzenden und des Stellvertreters, ſind öffentlich bekannt zu machen. 
Durch die Bekanntmachung geſchieht die Legitimation. § 31. Bekann: 
machungen und Willens erklärungen des Aufſichtsrathes werden für 
letzteren von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter, ſowie von 
einem zweiten Mitgliede des Auſſichtsrathes abgegeben beziehentlich 
unter Beifügung der Worte: „Allgemeine Renten⸗Capital⸗ und Lebens⸗ 
verſicherungsbank Teutonia. Der Aufſichtsrath.“ unterzeichnet. 
§ 32. Die Mitglieder des Aufſichtsrathes erhalten für ihre Mühe⸗ 
waltungen, außer dem Erſatze der baaren Auslagen, ein von der 
Generalverſammlung im Voraus zu beſtimmendes und bis zu einem 
anderweiten Beſchluſſe der Generalverſammlung unverändert bleibendes 
Honorar und eine gleichfalls von der Generalverſammlung feſtzu⸗ 
ſtellende Tantieme vom Reingewinne. Ueber die Vertheilung des 
Honorars und der Tankieme unter die Mitglieder entſcheidet der Aufſichts⸗ 
rath ſelbſt. §S 33. Der Auſſichtsrath hat die Rechte der Geſellſchaft dem 
Vorſtande gegenüber zu vertreten; demgemäß ſtehen ihm namentlich zu: 
a) die Wahl, die Suspenſion und die Entlafjung des Vorſtandes; 
b) die Beſchlußfaſſung in allen den Fällen, in welchen der Vorſtand 
an die Genehmigung des Aufſichtsrathes gebunden iſt (ſ. § 37); 
c) die Aufſicht über die Geſchäftsführung des Vorſtandes; d) die 
Beſtellung eines Reviſors (ſ. § 10); e) die Prüfung der vom Vor⸗ 
ſtande abgelegten Jahresrechnung und Bilanz, ſowie der Vorſchläge 
zur Gewinnvertheilung und die Berichterſtattung hierüber an die Gene⸗ 
ralverſammlung. Die Jahresrechnung und Bilanz ſind mindeſtens 
2 Wochen vor der Generalverſammlung in dem Geſchäftslocale der 
Geſellſchaft zur Einſicht der Actionäre auszulegen. O. Vorſtand. 
§ 34. Der von dem Aufſichtsrathe erwählte Vorſtand hat die 
Geſellſchaft gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten und die Ge⸗ 
ſchäfte derſelben zu führen. Er beſteht aus einer oder mehreren 
Perſonen; die Zahl derſelben beſtimmt der Aufſichtsrath. § 35. Der 
Aufſichtsrath hat bei der ihm obliegenden Wahl der Vorſtandsmit⸗ 
glieder (ſ. § 33, a.) deren Gehalte, Antheile am Geſchäftsgewinne 
und ſonſtige Anſtellungsbedingungen feſtzuſtellen, auch Namens der 
Geſellſchaft die Anſtellungsverträge zu unterzeichnen. Ein derartiger 
Vertrag erlangt für die Geſellſchaft verbindliche Kraft durch die 
Unterſchrift des Vorſitzenden und eines zweiten Mitgliedes des Auf⸗ 
ſichtsrathes. Die Wahl eines Vorſtandsmitgliedes iſt nur gültig, 
wenn mindeſtens zwei Drittheile des Aufſichtsrathes ihre Zuſtim⸗ 
mung ertheilt haben. Die Namen der Vorſtandsmitglieder find vom 
Aufſichtsrathe öffentlich bekannt zu machen. Durch die öfſentliche 
Bekanntmachung wird die Legitimation bewirkt. 8 36. Die Unter 
zeichnung der der Geſellſchaft Verbindlichkeiten auferlegenden Schrift⸗ 
ſtücke geſchieht ſtets durch zwei dazu berechtigte Perſonen unter Bei⸗ 
fügung der Firma. Berechtigt zur Unterzeichnung ſind die Mitglieder 
des Vorſtandes und die vom Vorſtande im Einverſtändniſſe mit dem 
Aufſichtsrathe zu ernennenden Procuriſten. 8 37. Der Vorſtand 
iſt für folgende Geſchäfte an die Zuſtimmung des Auſſichtsrathes 
gebunden: 1) bei Ausſchreibung von Einzahlungen auf das Grund⸗ 
capital (ſ. § 4); 2) bei Uebertragung von Actien N § 4); 3) bei 
den Capitalanlagen, welche zu den § 9 am Schluſſe aufgeführten 
gehören; 4) bei Feſtſtellung der Principien, nach denen die zur Ver⸗ 
öffentlichung beſtimmten Tarife zu berechnen ſind, ſowie des Zins⸗ 
fußes, der den Zeitwerthberechnungen zu Grunde zu legen iſt; 5) bei 
Aufſtellung der Verſicherungsbedingungen; 6) bei Aufſtellung der 
Geſchäftsordnung und des Geſchäftsplanes; 7) bei der Beſtellung 
der Procuriſten (ſ. § 36); 8) bei Feſtſtellung der dem Mathematiker 
und den Bankärzten zu gewährenden Beſoldungen; 9) bei Feſtſtellung 
der den Beamten der Bank zu gewährenden Gehalte, wenn dieſe 
über 400 Thaler gleich 1200 Mark jährlich oder 30 Thaler gleich 
90 Mark monatlich betragen ſollen; 10) bei Feſtſtellung der von 
gewiſſen Beamten zu verlangenden Cautionen; 11) bei Feſtſtellung 
der den Agenten im Maximum zu gewährenden Proviſtonen; 12) bei 
Gewährung von Gratificationen. $ 38. Die Entlaſtung des Vor: 
ſtandes nach Legung der Rechnung hat auf Grund der Beſchlüſſe 
der Generalverſammlung der Aufſichtsrath durch feinen Vorſitzenden 
und ein zweites ſeiner Mitglieder zu bewirken. 


III. Reviſionscommiſſion. 


8 39. Die Generalverſammlung wählt eine aus höchſtens drei 
Mitgliedern beſtehende Reviſionscommiſſion, welcher innerhalb der 
letzten vier Wochen vor der nächſten Generalverſammlung zuſteht, 
Über die geſammte Geſchäftslage der Bank ſich zu borientiren, den 
Rechnungsabſchluß, die Bilanz und deren Unterlagen zu prüfen, 
die Bücher und Schriften einzuſehen und der Generalverſammlung 
darüber zu berichten. Wählbar ſind nur diejenigen, welche den 
8 27 gedachten Erforderniſſen entſprechen. 


IV. Auflöſung. 
8 40. Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft greifen lediglich 
die geſetzlichen Beſtimmungen Platz. 


